
 
 

 
Abänderungsantrag 

 

vom Gemeinderatsklub der Grünen – ALG  

eingebracht in der Gemeinderatssitzung am 21.09.2107 

 

von 

 

GRin Manuela Wutte, MA 

 

 

Betrifft: Abänderungsantrag zu Dringlichen Antrag KO Armin Sippel „Maßnahmenpaket 

zur Bekämpfung der Drogen- und Suchtmittelkriminalität“ 

 

Seit rund einem Jahr ist bereits eine Novelle des Suchtmittelgesetzes in Kraft. Mit dieser Novelle 

wurde das Dealen im öffentlichen Raum (also auf Plätzen, Parks, Bahnhöfen etc.) mit einem 

Strafrahmen von bis zu 2 Jahren Haft belegt. Deswegen besteht aus unserer Sicht keine 

Notwendigkeit, eine diesbezügliche Novellierung des Strafgesetzes zu fordern. 

Umfassende Informations- und Präventionsarbeit, aber natürlich auch entsprechende Angebote der 

Suchthilfe müssen langfristig abgesichert und auch ausgebaut werden. Hier sind wir als Stadt 

gefordert, brauchen aber natürlich auch die Unterstützung des Landes, des Bundes und der 

Sozialversicherungsträger.  

Außer Frage steht die Notwendigkeit eines ausreichenden Personalstands bei Polizei, 

Staatsanwaltschaft und Gerichten insbesondere in den urbanen Ballungsräumen; leider haben 

diesbezügliche Appelle der Städte und Kommunen bislang wenig gefruchtet.  

Verweisen möchte ich außerdem auf den im Gemeinderat diskutierten und beschlossenen Bericht der 

Stadt Graz über Strategien für eine wirksame Suchtpolitik, der eine wissenschaftlich fundierte 

Grundlage für suchtpolitische Maßnahmen bietet. 

 

 



 

Ich stelle daher namens der Grünen – ALG folgenden 

 

Abänderungsantrag 

 

1. Die Stadt Graz bekennt sich zu einer langfristigen Absicherung und dem Ausbau von 

Präventionsangeboten und Suchthilfeeinrichtungen, hier insbesondere der Interdisziplinären 

Kontakt- und Anlaufstelle. Auch die mobile Sozialarbeit und das Streetwork werden verstärkt 

gefördert. 

2. In den österreichischen Städte- und Gemeinde wird die Forderung nach Aufstockung von 

Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichten, aber auch die Forderung nach einer 

ausreichenden Finanzierung von Präventions- und Suchthilfeangeboten durch Bund und 

Sozialversicherungsträger eingebracht. 

 


